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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Gleich drei Mal kam es in der Wintersession 2019 zu Vereidigungen im neu gewählten
Ständerat. Da die 2. Wahlgänge im Kanton Zug am 17. November und in den Kantonen
Basel-Landschaft und Schwyz erst am 24. November stattgefunden hatten, brauchten
die Regierungen dieser drei Kantone aufgrund der Rekursfristen länger für die
Validierung der jeweiligen Wahlen, so dass Matthias Michel (fdp, ZG) am 3. Dezember
und Maya Graf (gp, BL) sowie Othmar Reichmuth (cvp, SZ) erst am 4. Dezember im
Ständerat Einsitz nehmen konnten. Besonders speziell im Fall von Maya Graf, die im
Gegensatz zu ihren beiden neuen Ratskollegen nicht die Eidesformel («Ich schwöre vor
Gott dem Allmächtigen, die Verfassung und die Gesetze zu beachten und die Pflichten
meines Amtes gewissenhaft zu erfüllen»), sondern das Gelübde ablegte («Ich gelobe,
die Verfassung und die Gesetze zu beachten und die Pflichten meines Amtes
gewissenhaft zu erfüllen»), war der Umstand, dass die Baselbieterin zwei Tage zuvor als
Alterspräsidentin die Wintersession im Nationalrat eröffnet hatte. Die Vereidigung aller
übrigen neu gewählten Ständerätinnen und Ständeräte fand am ersten Tag der neuen
Legislatur, also schon am 2. Dezember statt.  
Thierry Burkart (fdp, AG), Marco Chiesa (svp, TI), Andrea Gmür-Schönenberger (cvp, LU),
Charles Juillard (cvp, JU), Hansjörg Knecht (svp, AG), Marianne Maret (cvp, VS), Werner
Salzmann (svp, BE), Jakob Stark (svp, TG), Heidi Z'graggen (cvp, UR) und Mathias Zopfi
(gp, GL) wurden vereidigt; Philippe Bauer (fdp, NE), Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU),
Marina Carobbio Guscetti (sp, TI), Johanna Gapany (fdp, FR), Eva Herzog (sp, BS), Lisa
Mazzone (gp, GE), Carlo Sommaruga (sp, GE), Adèle Thorens Goumaz (gp, VD) und Céline
Vara (gp, NE) legten das Gelübde ab.
Insgesamt wurden also 22 neue Ratsmitglieder vereidigt, eine Rekordzahl in der
Geschichte des Bundesstaates. Damit wurde fast die Hälfte der Sitze in der kleinen
Kammer neu besetzt. 11 der 22 Neuen waren sowohl in den Nationalrat als auch in den
Ständerat gewählt worden. Sie mussten sich – da laut Bundesverfassung ein
Doppelmandat nicht möglich ist – für eines der beiden Mandate entscheiden, wie dies
das Büro-SR in seinem Bericht zur Feststellung der Unvereinbarkeiten (19.058)
festhielt. 1

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 04.12.2019
MARC BÜHLMANN

Etwas überraschend kündigte Regula Rytz (gp, BE), laut Sonntagszeitung die
«erfolgreichste grüne Politikerin der Schweiz», Anfang April 2022 nach 11 Jahren ihren
Rücktritt aus dem Nationalrat an. Sie werde die Sondersession im Mai noch beginnen
und dann «nochmal etwas Neues» anfangen, wie sie zu Protokoll gab. Neben einem
privaten Beratungsbüro wird sie das Präsidium von Helvetas übernehmen und ihr
Mandat als Delegierte bei den europäischen Grünen behalten. Rytz sass von 1994 bis
2005 im Berner Kantonsparlament und wurde 2004 in die Berner Stadtregierung
gewählt. 2011 schaffte sie die Wahl in den Nationalrat und übernahm 2012 das Präsidium
der Grünen Partei, zuerst zusammen mit Adèle Thorens (gp, VD), zwischen 2016 und
2020 alleine. Rytz führte die Grünen 2019 zu einem grossen Wahlsieg, stiess dann
allerdings mit ihrer Forderung eines Bundesratssitzes für die GP beim Parlament auf
taube Ohren und wurde – trotz Rekordstimmenzahl für eine grüne
Bundesratskandidatur – nicht erste grüne Magistratin. 
Für Regula Rytz rückte Natalie Imboden (gp, BE) nach. Die 51-jährige ist
Kantonalpräsidentin der Grünen Partei und Generalsekretärin des Schweizerischen
Mieterinnen- und Mieterverbands. Sie kündigte an, das Kantonalpräsidium und ihr
Mandat im Kantonsparlament aufzugeben. Mit Imboden, die während der Sondersession
das Gelübde ablegte, wurde die bisher zwölfte Mutation in der 51. Legislatur 2022
verzeichnet – elf im Nationalrat und eine im Ständerat. 2

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 10.05.2022
MARC BÜHLMANN
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Wahl- und Abstimmungsverfahren

Soll das Sammeln von Unterschriften für Initiativen und Referenden bezahlt werden
dürfen oder nicht? Mit dieser Frage setzte sich der Nationalrat in der Herbstsession
2023 auseinander. Stein des Anstosses war erstens eine parlamentarische Initiative von
Léonore Porchet (gp, VD), die unter dem Titel «Bezahlte Demokratie ist Demagogie»
ein Verbot bezahlter Unterschriftensammlungen forderte. In die Diskussion floss aber
zweitens auch der Entscheid des Bundesrats mit ein; dieser hatte den Kanton
Neuenburg zurückgepfiffen, der ein in einer kantonalen Volksabstimmung von 2021
angenommenes Verbot von bezahlten Unterschriftensammlungen nun zwar für
kantonale und kommunale, nicht aber für nationale Anliegen anwenden darf.
In der Ratsdebatte warnte die Initiantin vor dem immer grösser werdenden Markt von
Unternehmen, die Sammlerinnen und Sammler bezahlen würden. Diese hätten einen
Anreiz möglichst viele Signaturen zu sammeln, weshalb sie nicht immer adäquate, stark
vereinfachende oder gar falsche Argumente vorbrächten, um eine Unterschrift zu
erhalten. Man könne teilweise gar von Belästigung sprechen, so Porchet. Insbesondere
in der Westschweiz bestehe die Gefahr, dass die direkte Demokratie nicht mehr ein
politisches Recht sei, sondern zu einem Finanzgeschäft für Unternehmen werde. Die
Sprecherin der SPK-NR-Minderheit Natalie Imboden (gp, BE) erwähnte konkrete
Beispiele um für eine Unterstützung des Anliegens zu werben: Die Lausanner Firma
Incop bezahle etwa CHF 7.50 pro Unterschrift und habe nachweislich mit falschen
Aussagen operiert. Dass ein entsprechendes Gesetz präventiven Charakter entfalten
könne, zeige hingegen der Kanton Genf, wo eine entsprechende Regelung seit 1950
gelte. Die beiden Kommissionssprecher Kurt Fluri (fdp, SO) und Marco Romano (mitte,
TI) argumentierten mit den bereits vorhandenen und aus Sicht der
Kommissionsmehrheit genügenden Sicherheitsmassnahmen. Zum einen würden die
Strafbestände der Wahlbestechung und der Wahlfälschung «die schlimmsten
Auswüchse» verhindern; zum anderen könne aber auch auf die «Mündigkeit der
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger» vertraut werden. Diese seien sehr wohl in der
Lage, sich zu überlegen, wofür sie eine Unterschrift gäben. Ein Verbot der Bezahlung
von Unterschriften würde überdies Falschinformationen nicht verhindern. Die
Kommission teile die Ansicht, dass Bürgerinnen und Bürger zunehmend durch
Unterschriftensammlungen belästigt würden, nicht. Sie warne hingegen davor, die
funktionierende direkte Demokratie zu stark zu regulieren. Der Entscheid des
Bundesrats im Fall Neuenburg, der sich auch auf die deutliche Ablehnung einer Motion
mit ähnlicher Stossrichtung vor wenigen Jahren stütze, zeige schliesslich, dass die
Kantone solche Verbote einführen könnten, dies für die nationale Ebene aber nicht
angezeigt sei. Die Initiative erhielt Unterstützung von den geschlossenen Fraktionen der
SP und der Grünen sowie den drei EVP-Mitgliedern der Mitte-Fraktion. Diese 70
Stimmen wurden freilich von einer Mehrheit aus 121 Voten aus den geschlossenen
Fraktionen der GLP, der SVP und der FDP, sowie der restlichen Mitte-Fraktion
überstimmt, womit der Initiative entsprechend keine Folge gegeben wurde. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.09.2023
MARC BÜHLMANN

1) AB SR, 2019 S. 1004; AB SR, 2019 S. 1021; AB SR, 2019 S. 1045; Bericht Büro-SR vom 28.11.19; BLZ, BU, 5.12.19
2) AB NR, 2022, S. 669; SoZ, 3.4.22; AZ, Blick, LT, Lib, TA, 4.4.22
3) AB NR, 2023, S. 1963 ff.; Bericht SPK-NR vom 17.8.23; AZ, LT, TA, 24.8.23; NZZ, 25.8.23; 24H, 28.9.23
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